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Betrifft

Aktuelle Unterbringungssituation und Perspektiven fur die Wohnraumversorgung von Flichtlingen

Herr Berkemeier

Ruf:
492-50 31

E-Mail:
BerkemeierH@stadt-muenster.de

Datum:

12.02.2014

Beratungsfolge

12.02.2014 Hauptausschuss Vorberatung
12.02.2014 Rat Entscheidung

Beschlussvorschlag:

I. Sachentscheidung:

1.

Der Rat der Stadt Minster halt auch angesichts steigender Flichtlingszahlen und der gera-
de wegen der angespannten Lage am minsterschen Wohnungsmarkt bestehenden grof3en
Schwierigkeiten einer Versorgung der Fluchtlinge mit angemessenem Wohnraum an dem
Grundsatz einer sozialvertraglichen Verteilung der Integrationsaufgaben Uber das Stadtge-
biet fest.

Neben festen Fliichtlingseinrichtungen missen in einer Ubergangszeit fiir die Unterbrin-
gung von Fliichtlingen Uberbriickungsldsungen geschaffen werden. Hierzu wird auch auf
einzelne im Rahmen der Konversion freigewordene Wohnstandorte zurtickgegriffen. Deren
Nutzung ist zeitlich auf maximal drei Jahre befristet und soll je Standort nicht mehr als ca.
40 Personen dienen.

Der Rat erkennt an, dass die hiervon betroffenen Stadtteile jedenfalls voribergehend eine
erhohte Integrationsaufgabe tragen.

Neben den Ubergangsnutzungen am Borghorstweg, an der von-Esmarch-Strale und am
Hoher Heckenweg sind weitere Entlastungen der Ubergangseinrichtungen erforderlich. Um
die BemUhungen der Verwaltung zu unterstitzen, u. a. nicht in Flichtlingseinrichtungen re-
sidenzpflichtigen Familien Wohnraum auf dem allgemeinen Wohnungsmarkt zu verschaf-
fen, wird die Verwaltung beauftragt, Verhandlungen mit der BImA Uber den Ankauf von Ge-
bauden im Bereich Von-Esmarch-StraBe im Rahmen des Erstzugriffs zu fuhren.

Bei weiterhin steigenden Fluchtlingszahlen werden die unter Nr. 2 und Nr. 4 beschriebenen
Ubergangsldésungen nicht ausreichen, um der kommunalen Unterbringungsverpflichtung
gerecht zu werden. Der Rat nimmt zur Kenntnis, dass flir diesen Fall weitere Beschliisse
erforderlich werden. Das kann bedeuten, dass in zu beschlieenden Einzelfallen die unter
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Nr. 2 genannten Grenzen Uberschritten werden. Wegen der erheblichen Schwierigkeiten,
Ubergangsquartiere zu akquirieren, und des groBen zeitlichen Vorlaufs fiir die Errichtung
neuer Einrichtungen oder auch nur von Containerbauten wird es zunehmend wahrschein-
lich, dass im Rahmen der Notfallversorgung Mal3nahmen zur Unterbringung einer deutlich
grélkeren Anzahl von Menschen ergriffen werden mussen. Hierbei tut die Verwaltung al-
les, um Turnhallenlésungen zu vermeiden. Falls dennoch Fliichtlinge in Turnhallen
untergebracht werden miissen, legt die Verwaltung der Politik vorher einen entspre-
chenden Beschlussvorschlag vor.

Der Rat nimmt zur Kenntnis, dass zur Bewaltigung der gestiegenen Fluchtlingszahlen im
Jahr 2014 unter Zugrundelegung der aktuellen Flichtlingszahlen zusatzliches Personal be-
notigt und eingesetzt wird:

e 0,50 Stelle EGr. 10 im Amt fur Immobilienmanagement zur Beschaffung/
Anmietung zusatzlicher Unterbringungsmaglichkeiten

o 2.4 Stellen EGr. S 12 im Sozialamt (Teilergebnisplan 0503) fir die sozialarbeiterische
Betreuung

o 29 Stellen EGr. 4 im Sozialamt (Teilergebnisplan 0503) fur Hauswarte
e bis zu 1,50 Stelle EGr. 8 im Sozialamt (Teilergebnisplan 0503) zur wirtschaftlichen Be-
treuung der Unterbringungen

Die Stellen werden zunichst mit einer Befristung fiir 2 Jahre ausgeschrieben.
Zum Stellenplan 2015 wird die Verwaltung fir den dauerhaften Bedarf auf Basis der dann
vorliegenden Fluchtlingszahlen Stellenvermehrungen vorschlagen.

Die Verwaltung priift den Sprachforderungsbedarf und macht den Betroffenen ein
entsprechendes Sprachférderangebot.

Il. Finanzielle Auswirkungen:

Die Miet- und Betriebskosten der neu hinzukommenden Einrichtungen sind Gegenstand der kon-
kreten Planung und der einzelnen Beschlisse, die in der Folge von den beteiligten Gremien zu

fassen sind.

Die zusatzlichen Personalaufwendungen fur 2014 sind nachfolgend aufgefuhrt.

Teilergebnisplan
Nr. Bezeichnung Haush.- | Betrag Bemerkungen
jahr €
Produktgruppe | 0111 | Immobilienmanagement
Zeile 11 Personalaufwendungen 2014 32.300 | 0,5 Stelle EGr 10
Sicherung besonderer
Produktgruppe | 0503 | sozialer Bedarfe
Zeile 11 Personalaufwendungen 2014 177.888 | 3,4 Stellen S 12
11 2014 | 123.981 | 3,3 Stellen EGr. 4
1,5 Stellen
11 2014 73.905 | TVOGD EGr 8

Die zusatzlichen Personalaufwendungen werden so weit wie mdglich innerhalb des Personal-
budgets gedeckt. Sofern dies nicht gelingt, sind die Mittel Gber einen Nachtragshaushalt oder
zum Ende des Jahres Uberplanmaliig bereitzustellen.
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Begriindung:

Zu den Beschlussvorschlagen der Ziffern 5, 6 und 7

Der Ausschuss flr Soziales, Gesundheit und Arbeitsférderung hat am 22.01.2014 einstimmig bei
einer Enthaltung beschlossen, die Ziffern 5, 6 und 7 des Beschlussvorschlags wie dargestellt zu
andern. Dem Votum haben sich auch der Ausschuss fur Personal, Recht und Ordnung am
30.01.2014 und der Ausschuss fur Stadtplanung, Stadtentwicklung, Verkehr und Wirtschaft am
06.02.2014 angeschlossen. Die Verwaltung halt diese Vorschlage flr gut und hilfreich, um die An-
liegen der Vorlage weiterverfolgen zu kénnen und schlagt daher eine entsprechende Beschluss-
fassung durch Hauptausschuss und Rat vor.

Zum Beschlussvorschlag der Ziffer 4

Am 23.01.2014 hat die Bezirksvertretung Munster-West beschlossen, die Sachentscheidung zu
Ziffer 4 im letzten Satz zu andern und den Bereich ,Gronauweg/Bentheimweg® durch ,Von-
Esmarch-Stral’e” zu ersetzen. Im Ausschuss fir Soziales, Gesundheit und Arbeitsférderung wurde
am 22.01.2014 ebenfalls alternativ eine Realisierung dieser Wohnstandorte an der Von-Esmarch-
StraRe angesprochen, von einer Anderung aber zunichst abgesehen. Der Ausschuss fiir Stadt-
planung, Stadtentwicklung, Verkehr und Wirtschaft hat sich am 06.02.2014 dem Votum der Be-
zirksvertretung angeschlossen.

Dazu stellt sich der Sachverhalt wie folgt dar:

Die Verwaltung strebt in den Verhandlungen mit der Bundesanstalt fir Immobilienaufgaben
(BImA) zur Konversion der von britischen Stationierungskraften genutzten Liegenschaften unter
anderem an, in verschiedenen Bereichen des Stadtgebiets verteilt Wohneinheiten fur besondere
soziale Bedarfe zu gewinnen. Neben Bedarfen aus dem Bereich der praventiven Wohnraumsiche-
rung ist hier auch an Moglichkeiten zu denken, Flichtlingen, die nicht mehr in den stadtischen
Ubergangseinrichtungen wohnen miissen, geeigneten alternativen Wohnraum anzubieten und so
zumindest eine gewisse Fluktuation in den Flichtlingseinrichtungen zugunsten neu nach Minster
zuziehender Flichtlinge zu erreichen.

Fir den Wohnstandort Gronauweg/Bentheimweg wurde bislang angestrebt, im Rahmen des Erst-
zugriffs durch die Stadt bzw. das stadtische Wohnungsunternehmen Wohn + Stadtbau GmbH ver-
schiedene Wohneinheiten im Umfang von ca. 6 bis 8 Hausern fir die besonderen sozialen Bedarfe
anzukaufen und anschlieBend herzurichten. Die Verwaltung hatte diese Mallnhahme zunachst vor-
geschlagen. Die Vermarktung der Liegenschaften im Bereich Gronauweg/Bentheimweg steht un-
mittelbar bevor. Die BImA hat signalisiert, dass sie den Verkauf von Wohnungen an mehreren
Standorten innerhalb des gesamten Gebiets ablehnt, wie er fur die geplante soziale Wohnraum-
versorgung von Menschen angestrebt wird. Es steht jedoch der Erwerb eines grofReren, zusam-
menhangenden Bereichs durch die Wohn + Stadtbau GmbH zur Diskussion, der zumindest inner-
halb dieses Bereichs eine dezentrale Unterbringung von Menschen mit besonderen sozialen Be-
darfen ermoglichen wirde.

Der alternativ vorgeschlagene Bereich Von-Esmarch-Strafl3e soll Gberplant und nach den notwen-
digen Verfahren zur Aufstellung eines Bebauungsplans und dessen Verabschiedung im Wesentli-
chen durch die Wohn + Stadtbau GmbH mit einer gegenulber heute verdichteten Bauweise entwi-
ckelt werden. Dabei soll auch sozial geférderter Wohnraum entstehen.

Aus Sicht der Verwaltung ist dieser Standort ebenfalls geeignet, um dort Wohnraum fir besondere
soziale Bedarfe zu schaffen, wobei folgende Aspekte zu bericksichtigen sind:

— Mit dem Tausch der Standorte wird es an der Von-Esmarch-Stral3e fur einen befristeten Zeit-
raum von voraussichtlich ca. 3 Jahren (Dauer des Mietvertrags fur das Ausweichquartier fur
Fllichtlinge) zu einer gewissen Verdichtung der geschilderten sozialen Bedarfe kommen. Ne-
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ben den im temporaren Ausweichquartier lebenden ca. 35 Fluchtlingen kénnen in dem Bereich
bis zu ca. 50 Menschen leben, die der anderen beschriebenen Gruppe zuzurechnen waren, al-
so etwa Bedarfe zur Wohnraumsicherung haben oder als Flichtlinge nicht mehr residenzpflich-
tig sind. Der verfugbare Bereich an der Von-Esmarch-Stralde ist fur die spatere dezentrale Un-
terbringung dieser Menschen deutlich gréfier als am Standort Gronauweg/Bentheimweg, was
dann eine besser integrierte Losung ermdglicht.

Die in Anspruch genommenen Raumkapazitaten an der Von-Esmarch-Stralde missen so lange
zur Verfugung stehen, bis im Rahmen der Entwicklung des neuen Baugebiets Ersatz fur die
besonderen sozialen Bedarfe (ca. 50 Menschen) geschaffen ist. Fur die Raume des tempora-
ren Ausweichquartiers fur ca. 35 Fllchtlinge gilt dies ebenfalls. Sie kdnnen nach Ablauf der ak-
tuellen Mietzeit von drei Jahren jedoch abgerissen und die Flachen uberbaut werden. Sollte
dann noch Bedarf an der Unterbringung dieser Menschen in Flichtlingseinrichtungen beste-
hen, ist ggf. an anderer Stelle fur Ersatz zu sorgen.

Am Standort Von-Esmarch-Stralle stehen Gebaude mit grélieren Wohnflachen zur Verfiigung
als am Standort Gronauweg/Bentheimweg. Sie sind dadurch eher geeignet den betreffenden
Personenkreis bis zur Schaffung von Neubauten im Rahmen einer Nachverdichtung mit Wohn-
raum zu versorgen.

Die Verwaltung unterstutzt den Tausch der Standorte und schlagt eine entsprechende Beschluss-
fassung vor.

I. V.

gez.

Thomas Paal
Stadtrat

V/0956/2013/1



	aktdatum
	Sachverhalt
	OLE_LINK2
	OLE_LINK3
	OLE_LINK1
	OLE_LINK4
	OLE_LINK5
	OLE_LINK6
	Beschlußvorschlag
	Anlage
	FLD_SIDAT

